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Die Bescheide der Beklagten vom 06.05.98 jeweils in Gestalt des entsprechenden
Widerspruchsbescheids vom 29.12.98 werden abgeÃ¤ndert. Die Beklagte wird
verurteilt, dem KlÃ¤ger wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 10.12.87 eine
Verletztenrente nach einer MdE in HÃ¶he von 10 v.H. vom 29.10.96 bis 31.05.98 in
gesetzlicher HÃ¶he zu gewÃ¤hren. Die Beklagte wird weiter verurteilt, dem KlÃ¤ger
wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 29.10.96 eine Verletztenrente nach einer
MdE in HÃ¶he von 10 v.H. vom 11.11.97 bis 31.05.98 in gesetzlicher HÃ¶he zu
gewÃ¤hren. Im Ã�brigen wird die Klage abgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger
20 % seiner notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten, ob dem 1938 geborenen KlÃ¤ger wegen der Folgen der
anerkannten ArbeitsunfÃ¤lle vom 10. Dezember 1987 und 29. Oktober 1996
Verletztenrente zu gewÃ¤hren ist.

Der KlÃ¤ger erlitt beide UnfÃ¤lle wÃ¤hrend seiner beruflichen TÃ¤tigkeit als
FrÃ¤ser.
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Am 10. Dezember 1987 rutschte laut Durchgangsarztbericht des Herrn Dr. Sch. ein
etwa 30 kg schwerer Stahlklotz von einer Palette herunter auf den rechten VorfuÃ�
des KlÃ¤gers â�� nach der spÃ¤teren Darstellung des KlÃ¤gers fiel eine noch
ungleich schwerere groÃ�e Metallplatte auf den FuÃ� â�� und fÃ¼hrte zu einer
Quetschverletzung mit Bruch des MittelfuÃ�kÃ¶pfchens I und nachfolgender
Ausbildung eines dystrophischen Syndroms mit deutlichen Schwellungen,
wÃ¤ssrigen Einlagerungen, abgeschwÃ¤chtem FuÃ�puls, HautverfÃ¤rbung,
Umfangsvermehrung des rechten Unterschenkels und der FuÃ�region sowie
BewegungseinschrÃ¤nkung im unteren und oberen Sprunggelenk.

Nach intensiver krankengymnastischer Mobilisation und hydrophysikalischer
Therapie sowie Versorgung mit Einlagen â�� nach spÃ¤terer Darstellung des
KlÃ¤gers handelte es sich nicht nur um Einlagen, sondern um orthopÃ¤dische
Schuhe â�� wurde sein FuÃ� laut AbschluÃ�bericht des Berufsgenossenschaftlichen
Unfallkrankenhauses in H.-B. vom 24. Mai 1988 wieder belastungsfÃ¤hig, so dass an
diesem Tag die Behandlung abgeschlossen wurde und wieder ArbeitsfÃ¤higkeit in
seiner frÃ¼heren TÃ¤tigkeit bestand. Eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE)
in rentenberechtigendem Sinne werde â�� so das Berufsgenossenschaftliche
Unfallkrankenhaus â�� nicht verbleiben.

In dem ersten Rentengutachten vom 25. August 1988 stellten die Ã�rzte Dr. Z., Dr.
L. und B. fest, dass der KlÃ¤ger noch Ã¼ber Belastungsschmerzen und
Schwellungen zum Abend hin klage, und benannten als Unfallfolgen einen in
regelrechter Stellung knÃ¶chern vollstÃ¤ndig verheilten Bruch des ersten
MittelfuÃ�knochens, eine BewegungseinschrÃ¤nkung bei Kippbewegungen des
rechten FuÃ�es, eine hÃ¤lftig eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit der Zehen rechts
sowie eine diskrete Muskelminderung im Bereich des rechten Oberschenkels. Die
MdE betrage vom 23. Mai 1988 bis 22. Juni1988, dem Tag der Untersuchung, und
voraussichtlich bis 23. November 1988 20 v.H., danach bis auf weiteres
voraussichtlich 10 v.H â�¦ Eine Besserung sei nicht zu erwarten.

Auf dieser Grundlage erkannte die Beklagte mit Bescheid vom 05. Oktober 1988 das
Ereignis vom 10. Dezember 1987 als Arbeitsunfall mit den im ersten
Rentengutachten genannten Folgen an sowie eine daraus resultierende MdE vom
24. Mai bis 23. November 1988 in HÃ¶he von 20 v.H. mit einem daraus
resultierenden Rentenanspruch, der im Wege der GesamtvergÃ¼tung nach Â§ 603
der Reichsversicherungsordnung (RVO) abgegolten werde.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, dass
voraussichtlich Ã¼ber den genannten Zeitpunkt hinaus eine
entschÃ¤digungspflichtige MdE verbleiben werde, so dass die gesetzlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Zahlung einer GesamtvergÃ¼tung nicht vorliegen. Die
MdE dÃ¼rfte Ã¼ber 50 v.H. liegen. Er kÃ¶nne sich im Gegensatz zur Zeit vor dem
Unfall nicht mehr dauerhaft belasten, mÃ¼sse daher bei seiner beruflichen
TÃ¤tigkeit mitunter lÃ¤ngere Pausen einlegen.

Daraufhin lies die Beklagte von den Ã�rzten Dr. Z., Dr. P. und B. ein weiteres erstes
Rentengutachten unter dem 30. Dezember 1988 erstellen, in dem diese nunmehr
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die MdE vom 24. November 1988, dem Tag der Untersuchung, bis voraussichtlich
24. August 1989 mit 20 v.H., danach mit voraussichtlich 10 v.H. einschÃ¤tzten.

Daraufhin erkannt die Beklagte entsprechend dem Gutachten als Folgen des
Arbeitsunfalls eine BelastungsschwÃ¤che des rechten FuÃ�es nach dem in
regelrechter Stellung knÃ¶chern vollstÃ¤ndig verheilten Bruch des ersten
MittelfuÃ�knochens, eine Schwellneigung des VorfuÃ�es, eine
BewegungseinschrÃ¤nkung bei Kippbewegung des rechten FuÃ�es sowie eine
deutlich eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit der Zehen rechts an und stellte eine
vorlÃ¤ufige Verletztenrente nach einer MdE in HÃ¶he von 20 v.H. vom 24.
November 1988 bis auf weiteres fest.

Unter dem 22. August 1989 erstellten die Ã�rzte Dr. Z., Dr. P. und B. ein zweites
Rentengutachten. Hierin stellten sie als Unfallfolgen noch fest eine
BelastungsschwÃ¤che des rechten FuÃ�es nach in regelrechter Stellung knÃ¶chern
vollstÃ¤ndig verheiltem Bruch des ersten MittelfuÃ�knochens mit verbliebener
mÃ¤Ã�iger Schwellneigung sowie eine hÃ¤lftig eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit der
Zehen rechts. Die MdE betrage 10 v.H. Eine Besserung sei nicht zu erwarten.

Nach entsprechendem AnhÃ¶rungsschreiben entzog die Beklagte dem KlÃ¤ger
daraufhin mit Bescheid vom 27. September 1989 die vorlÃ¤ufige Rente mit Ablauf
des Monats Oktober 1989. Ein Anspruch auf Dauerrente anstelle der vorlÃ¤ufigen
Rente bestehe nicht. Unter der Ã�berschrift "BegrÃ¼ndung" fÃ¼hrte sie u.a.
folgendes aus:

Die Ã¤rztliche Begutachtung hat ergeben, dass noch nachstehende Unfallfolgen
vorliegen:

BelastungsschwÃ¤che des rechten FuÃ�es nach in regelrechter Stellung knÃ¶chern
vollstÃ¤ndig verheiltem Bruch des ersten MittelfuÃ�knochens mit verbliebener
mÃ¤Ã�iger Schwellneigung. Um die HÃ¤lfte eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit der
Zehen rechts.

Hierdurch wird ihre ErwerbsfÃ¤higkeit nicht mehr in rentenberechtigendem Grade
gemindert.

Die Erwerbsminderung betrÃ¤gt zur Zeit 10 v.H. der Vollrente.

Als Folgen ihres Arbeitsunfalls werden nicht anerkannt:

Anlagebedingtes Bandscheibenleiden. Senk-, Spreiz-, KnickfuÃ� beiderseits.

Mit Befundberichten vom 07. November 1995 und 20. Februar 1996 teilte Dr. Br.
mit, dass der KlÃ¤ger sich wegen einer Schwellung des VorfuÃ�es im Bereich des
zweiten Metatarsal-Phalangial-Gelenks mit GelenkspaltverschmÃ¤lerung im Sinne
einer posttraumatischen Arthrose, wurstfÃ¶rmiger Schwellung der zweiten Zehe
und Druckschmerzhaftigkeit im Zehen- und VorfuÃ�bereich vorgestellt habe. Ã�ber
eine operativen Intervention sei gesprochen worden.
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Herr M.-C. fÃ¼hrte in der daraufhin von der Beklagten eingeholten
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 24. April 1996 aus, dass der Bruch des
ersten MittelfuÃ�knochens ausgeheilt sei. UnfallunabhÃ¤ngig sei schon von den
Vorgutachtern eine FuÃ�fehlform festgestellt worden, insbesondere ein SpreizfuÃ�
mit Hammerzehen. Hierbei handele es sich um keine Unfallfolge. Ebenso wenig bei
der Arthrose des zweiten MittelfuÃ�knochens. Es handele sich hier nach Aktenlage
um die typische ZerstÃ¶rung des Grundgelenkes der zweiten Zehe bei SpreizfuÃ�,
jedoch nicht um Unfallfolgen.

Am 29. Oktober 1996 fiel dem KlÃ¤ger eine Stahlplatte auf das linke Bein und den
linken MittelfuÃ�, wobei er sich multiple SchÃ¼rfwunden am linken Bein und eine
MittelfuÃ�knochenfraktur II und III links zuzog. Es wurde eine ambulante
Behandlung mit Belastungssteigerung eingeleitet.

Unter dem 30. Januar 1997 teilte Professor Dr. E. in einem Zwischenbericht mit,
dass die Frakturen knÃ¶chern verheilt seien. Es bestehe noch eine Schwellung im
Bereich des FuÃ�rÃ¼ckens. Der KlÃ¤ger klage Ã¼ber starke Schmerzen im Bereich
des linken FuÃ�es. An Vollbelastung sei nicht zu denken. Den Beruf kÃ¶nne er nicht
wieder aufnehmen.

Herr M.-C. kam hingegen in beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen vom 14. Februar
1997 und 20. MÃ¤rz 1997 zu der Auffassung, dass nach dem klinischen Befund bei
ausgeheilten Frakturen eine vollstÃ¤ndige Belastung mÃ¶glich sei. Es bestehe
ArbeitsfÃ¤higkeit im bisherigen Beruf. Eine messbare MdE sei nicht zu erwarten.

Nachdem Dr. S. in einem Bericht vom 10. April 1997 einen deutlich verzÃ¶gerten
Heilverlauf mit rezidivierender Schwellneigung beschrieben hatte, berichtete Dr. Le.
unter dem 27. Mai 1997 nach einer Vorstellung im Berufsgenossenschaftlichen
Unfallkrankenhaus, dass der Bruch des rechten ersten MittelfuÃ�knochens als Folge
des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987 folgenlos verheilt sei, der Bruch des
linken zweiten und dritten MittelfuÃ�knochens als Folge des Arbeitsunfalls vom 29.
Oktober 1996 in anatomischer Stellung verheilt sei. Es bestehe ein erheblich
gestÃ¶rtes Gangbild bei endgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung des linken unteren
und oberen Sprunggelenks. Es wÃ¼rden spezielle Einlagen verordnet sowie eine
ambulante Weiterbehandlung mit Belastungstraining durchgefÃ¼hrt.

Nachdem die Ã�rzte Dr. P. und N. vom Berufsgenossenschaftlichen
Unfallkrankenhaus unter dem 05. August 1997 einen links stagnierenden
Heilungsverlauf mit weiterhin bestehenden belastungsabhÃ¤ngigen Schmerzen und
BewegungseinschrÃ¤nkungen im oberen Sprunggelenk beschrieben hatten, der zur
stationÃ¤ren Aufnahme mit intensiver Physiotherapie gefÃ¼hrt habe, berichteten
sie unter dem 26. August 1997, dass wegen internistischer Probleme an diesem Tag
eine Verlegung ins Krankenhaus R. erfolgt sei, wo eine
Herzschrittmacherimplantation vorgenommen wurde, der sich eine Bypassoperation
anschloss. Das BG-liche Heilverfahren sei damit abgeschlossen. Im Rahmen der
Reha sei der KlÃ¤ger von Seiten des linken FuÃ�es als vollbelastbar anzusehen.
Eine rentenfÃ¤hige MdE werde nicht verbleiben.
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Unter dem 18. November 1997 berichtete das Berufsgenossenschaftliche
Unfallkrankenhaus, dass der KlÃ¤ger sich dort am 10. November 1997 ambulant
vorgestellt habe und Ã¼ber Belastungsinsuffizienz des linken MittelfuÃ�es geklagt
habe. Die klinische Untersuchung sei unauffÃ¤llig gewesen. Es bestehe eine
geringgradige BewegungseinschrÃ¤nkung des linken oberen Sprunggelenkes
gegenÃ¼ber dem rechten. Die unteren Sprunggelenke seien beidseits frei
beweglich. Die MdE betrage voraussichtlich 20 v.H.

Entsprechendes wurde von diesem Krankenhaus unter dem 05. Dezember 1997
nach einer erneuten ambulanten Vorstellung des KlÃ¤gers am 01. Dezember 1997
mitgeteilt.

Mit einem Bericht vom 23. Februar 1998 teilte Dr. Br. mit, dass er bei einer
ambulanten Untersuchung am 20. Februar 1998 eine Schwellneigung des linken
MittelfuÃ�es und der FuÃ�wurzel mit Druckschmerzhaftigkeit im Bereich der Basis
der MittelfuÃ�knochen I bis III und im unteren Sprunggelenksbereich festgestellt
habe. Die Beweglichkeit im unteren Sprunggelenk sei schmerzhaft eingeschrÃ¤nkt.

Daraufhin erstellten unter dem 17.MÃ¤rz 1998 die Ã�rzte Dr. P. und T. ein erstes
Rentengutachten und stellten hierin als Folgen des Unfalls vom 29. Oktober 1996 im
Bereich des linken FuÃ�es folgendes fest: Achsengerecht knÃ¶chern verheilte
MittelfuÃ�brÃ¼che II und III mit Beteiligung der Basen und Verdacht auf
knÃ¶cherne Ankylose der entsprechenden MittelfuÃ�-, FuÃ�wurzelgelenke II und III
bei inzwischen ausgeglichener Dystrophie des linken FuÃ�es, Teileinsteifung des
linken unteren Sprunggelenkes, teilbedingte BewegungseinschrÃ¤nkung des linken
oberen Sprunggelenkes, teilbedingte StÃ¶rung des BarfuÃ�ganges bei anteiliger
Verschlimmerung eines Senk-, SpreizfuÃ�es mit Hammerzehenkontrakturen. Diese
Beschwerden seien zum Teil Ã¼berlagert durch hinzugekommene
unfallunabhÃ¤ngige VerÃ¤nderungen als Folge der koronaren Bypassoperation. Die
MdE betrage vom 11. November 1997 bis zum 08. Februar 1998, dem Tag der
Untersuchung, und danach bis auf weiteres 10 v.H. Zu den Folgen des Arbeitsunfalls
vom 10. Dezember 1987 im Bereich des rechten FuÃ�es fÃ¼hren die Gutachter aus,
dass die damals verbliebene Schwellneigung nicht mehr bestehe. Eine teilbedingte
Verschlimmerung des vorbestehenden Senk-SpreizfuÃ�es mit Verschlimmerung der
Zehenhebung mit verbleibenden Beugekontrakturen und Hammerzehenentwicklung
rechtfertige jedoch bei groÃ�zÃ¼giger Bewertung weiterhin eine MdE von 10 v.H.

Herr M.-C. schrieb in einer beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 03. April 1998,
dass der Unfall vom 10. Dezember 1987 keine Folgen bis auf eine eingeschrÃ¤nkte
Beweglichkeit der Zehen hinterlassen habe. Hieraus resultiere eine MdE von
weniger als 10 v.H. Er wies darauf hin, dass bereits 1989 Senk-, Spreiz- und
KnickfÃ¼Ã�e als unfallunabhÃ¤ngig festgestellt worden seien. Hierauf seien die
statischen Probleme zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Im Ã¼brigen sei die eingeschÃ¤tzte MdE
nicht zu beanstanden.

Daraufhin stellte die Beklagte mit Bescheid vom 06. Mai 1998 fest, dass kein
Anspruch auf Rente wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 29. Oktober 1996
bestehe, weil die MdE 10 v.H. betrage und keine weiteren VersicherungsfÃ¤lle mit
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einer MdE von mindestens 10 v.H. vorliegen.

Mit weiterem Bescheid vom 06. Mai 1998 â�� bei dem aufgedruckten Datum
07.05.1998 handelt es sich um einen Schreibfehler, was sich schon aus der
Absendung des Bescheides am 06.05.1998 ergibt â�� stellte die Beklagte fest, dass
kein Anspruch auf Rente wegen des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987
bestehe. Als Folge sei lediglich noch eine eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit der Zehen
festzustellen, die jedoch keine messbare MdE bedinge.

Gegen beide Bescheide erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und meinte hinsichtlich der
Folgen des Unfalls vom 29. Oktober 1996, dass dieser eine MdE von mindestens 20
v.H. bedinge, hinsichtlich der Folgen des Unfalls vom 10. Dezember 1987, dass die
daraus resultierende MdE entsprechend des ersten Rentengutachtens von Dr. P.
und Herrn T. 10 v.H. betrage, wenn sie nicht noch hÃ¶her anzusetzen sei.

Daraufhin lieÃ� die Beklagte ein weiteres Gutachten erstellen von Herrn PD Dr. H.
mit radiologischem Zusatzgutachten von Professor Dr. G.-F. und Herrn L. vom 30.
September 1998. BezÃ¼glich des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987 hieÃ� es
hierin, dass als wesentliche Unfallfolge nur noch eine hÃ¤lftig eingeschrÃ¤nkte
Beweglichkeit der Zehen rechts feststellbar sei, die eine MdE von weniger als 10
v.H. bedinge. GegenÃ¼ber dem Vorgutachten vom August 1989 sei eine
wesentliche Besserung nachweisbar, weil eine deutliche Druckschmerzhaftigkeit am
KÃ¶pfchen des zweiten und dritten MittelfuÃ�knochens rechts und eine
Muskelminderung von 2 cm am rechten Bein nicht mehr nachweisbar seien.
BezÃ¼glich des Arbeitsunfalls vom 29. Oktober 1996 liegen als wesentliche
Unfallfolgen noch eine Versteifung in den Gelenken des zweiten und dritten
Metatarsotarsalgelenks und eine reizlose Narbenbildung an der Streckseite des
linken FuÃ�rÃ¼ckens vor. Die MdE betrage weniger als 10 v.H. GegenÃ¼ber dem
Vorgutachten vom Februar 1998 sei eine wesentliche Besserung nachweisbar.
Weder die damals festgestellte deutliche BewegungseinschrÃ¤nkung im linken
oberen und unteren Sprunggelenk noch eine Teileinsteifung des linken unteren
Sprunggelenkes seien noch nachweisbar. Die Unfallfolgen seien funktionell ohne
Bedeutung. Es haben keine objektiven Befunde erhoben werden kÃ¶nnen, die fÃ¼r
eine Schonung des linken Beins sprechen.

Auf der Grundlage dieses Gutachtens wies die Beklagte mit zwei
Widerspruchsbescheiden vom 29. Dezember 1998 die gegen die Bescheide vom 06.
Mai 1998 erhobenen WidersprÃ¼che zurÃ¼ck.

Die beiden hiergegen gerichteten Klagen hat das Gericht zur gemeinsamen
Verhandlung und Entscheidung miteinander verbunden.

Der KlÃ¤ger hÃ¤lt weiterhin die EinschÃ¤tzungen der MdE bezogen auf die Folgen
beider ArbeitsunfÃ¤lle fÃ¼r zu gering, wiederholt im wesentlichen seine
WiderspruchsbegrÃ¼ndungen und beantragt,

1. die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 06. Mai 1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29. Dezember 1998 zu verurteilen, ihm wegen der
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Folgen des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987 nach MaÃ�gabe der gesetzlichen
Vorschriften eine Rente nach einer MdE von mindestens 20 v.H., hilfsweise nach
einer solchen von 10 v.H., zu gewÃ¤hren;

2. die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 06. Mai 1998 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29. Dezember 1998 zu verurteilen, ihm wegen der
Folgen des Arbeitsunfalls vom 29. Oktober 1996 nach MaÃ�gabe der gesetzlichen
Vorschriften eine Rente nach einer MdE von mindestens 20 v.H., hilfsweise nach
einer solchen von 10 v.H., zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie nimmt im wesentlichen Bezug auf die BegrÃ¼ndung der angefochtenen
Bescheide und Ã¤uÃ�ert â�� nach entsprechendem gerichtlichen Hinweis â�� die
Ansicht, dass auch aus formellen GrÃ¼nden eine StÃ¼tzrente nicht in Betracht
komme, weil der Bescheid vom 27. September 1989, mit dem die vorlÃ¤ufige Rente
wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987 entzogen worden war,
kein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung sei, so dass auch die darin festgehaltenen
Unfallfolgen nicht bis zum Erlass des Bescheids vom 06. Mai 1998 als
bestandskrÃ¤ftig festgestellt zugrunde gelegt werden kÃ¶nnen.

Das Gericht hat Befunde von Dr. S. und vom Berufsgenossenschaftlichen
Unfallkrankenhaus B. beigezogen und weiter Beweis erhoben durch Einholung eines
schriftlichen SachverstÃ¤ndigengutachtens nach Untersuchung von Dr. Schm., das
jener unter dem 01. November 1999 erstattete, sowie einer ergÃ¤nzenden
Stellungnahme des SachverstÃ¤ndigen vom 12. Februar 2002. Wegen des Inhalts
des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf diese SchriftstÃ¼cke, insbesondere
das SachverstÃ¤ndigengutachten und die ergÃ¤nzende Stellungnahme Bezug
genommen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird Bezug
genommen auf den Inhalt der Sitzungsniederschrift vom 22. Juli 2002 sowie den
weiteren Inhalt der Gerichts- und der beigezogenen Verwaltungsakten der
Beklagten, der Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist statthaft (vgl. Â§ 54 Abs. 1, 2 und 4 des Sozialgerichtsgesetzes â��
SGG -). Auch die Ã¼brigen ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzungen liegen vor.

Die Klage ist jedoch nur in dem tenorierten Umfang begrÃ¼ndet, im Ã¼brigen
unbegrÃ¼ndet. Der KlÃ¤ger hat lediglich einen Anspruch auf die zeitlich begrenzte
sogenannte StÃ¼tzrente nach einer MdE von jeweils 10 v.H. aus beiden
ArbeitsunfÃ¤llen. Nur in diesem Umfang sind die angefochtenen Bescheide
rechtswidrig und verletzen den KlÃ¤ger daher in seinen Rechten. Im Ã¼brigen sind
sie nicht zu beanstanden.

                             7 / 13

https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html


 

Nach Â§ 547 der hier noch anzuwendenden RVO (vgl. Â§Â§ 212, 214 des Siebten
Buches Sozialgesetzbuch â�� SGG VII -) gewÃ¤hrt der TrÃ¤ger der
Unfallversicherung nach Eintritt des Arbeitsunfalls nach MaÃ�gabe der folgenden
Vorschriften nÃ¤her bezeichnete Leistungen, u.a. Verletztenrente. Nach Â§ 580 Abs.
1 RVO erhÃ¤lt der Verletzte eine Rente, wenn die zu entschÃ¤digende Minderung
der ErwerbsfÃ¤higkeit Ã¼ber die 13. Woche nach dem Arbeitsunfall hinaus
andauert. Die Rente beginnt grundsÃ¤tzlich, d.h. wenn kein Fall des Â§ 580 Abs. 3
oder 4 RVO vorliegt, mit dem Tage nach dem Wegfall der ArbeitsunfÃ¤higkeit im
Sinne der Krankenversicherung (Â§ 580 Abs. 2 RVO).

Nach Â§ 581 Abs. 1 Nr. 2 RVO wird Verletztenrente als Teilrente gewÃ¤hrt, solange
infolge des Arbeitsunfalls die ErwerbsfÃ¤higkeit des Verletzten um wenigstens 1/5
gemindert ist.

Ist die ErwerbsfÃ¤higkeit des Verletzten infolge mehrerer ArbeitsunfÃ¤lle gemindert
und erreichen die VomhundertsÃ¤tze der durch die einzelnen ArbeitsunfÃ¤lle
verursachten Minderung zusammen wenigstens die Zahl 20, so ist fÃ¼r jeden, auch
fÃ¼r einen frÃ¼heren Arbeitsunfall Verletztenrente zu gewÃ¤hren, wobei die
Folgen eines Arbeitsunfalls nur zu berÃ¼cksichtigen sind, wenn sie die
ErwerbsfÃ¤higkeit um wenigstens 10 v.H. mindern (Â§ 581 Abs. 3 SÃ¤tze 1 und 2
RVO).

Die Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit richtet sich nach dem Umfang der sich aus
der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens
ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des
Erwerbslebens (vgl. nunmehr die Legaldefinition in Â§ 56 Abs. 2 SGB VII, die die zur
RVO ergangene Rechtsprechung aufgegriffen hat).

Die Feststellung der MdE ist eine SchÃ¤tzung, weil der Grad der MdE nicht vÃ¶llig
genau, sondern nur annÃ¤herungsweise festzustellen ist. FÃ¼r das Bemessen der
MdE haben sich fÃ¼r eine vereinfachte Beurteilung seit langem Grundlagen
gebildet, die im Schrifttum u.a. bei SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall
und Berufskrankheit, 6. Aufl. 1998, zusammengefasst sind, wobei
FunktionseinbuÃ�en, fÃ¼r die solche Anhaltspunkte fehlen, entsprechend den ihnen
Ã¤hnlichen, fÃ¼r die bereits MdE-Werte verÃ¶ffentlicht sind, eingestuft werden.
Dieses vereinfachte Verfahren kann als stÃ¤ndige Ã�bung Beachtung beanspruchen
(vgl. zum Ganzen: Bereiter-Hahn/Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung,
Loseblattkommentar, Â§ 56 SGB VII, Rzn. 10.1 bis 10.3). Es handelt sich um die
prozentuale Gewichtung der verschlossenen ArbeitsmÃ¶glichkeiten bei bestimmten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen. Die MdE-Tabellen kÃ¶nnen als antizipierte
SachverstÃ¤ndigengutachten angesehen werden, um den unbestimmten
Rechtsbegriff der MdE auszufÃ¼llen, stellen gefestigte allgemeine
ErfahrungssÃ¤tze dar und sind trotz fehlender RechtsnormqualitÃ¤t schon deshalb
zu beachten, um eine weitgehende Gleichbehandlung aller Versicherten zu
gewÃ¤hrleisten (Bereiter-Hahn/Mehrtens, a.a.O. Rz. 10.3 m.w.N.).

Ein Gesundheitsschaden ist bei der Bemessung der MdE nur dann zu
berÃ¼cksichtigen, wenn zwischen ihm und dem Unfallereignis ein rechtlich
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wesentlicher Ursachenzusammenhang besteht (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t).

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen bedingen weder die Folgen des Arbeitsunfalls
vom 10. Dezember 1987 Ã¼ber den Zeitpunkt der Entziehung zum 31. Oktober
1989 hinaus noch die Folgen des Arbeitsunfalls vom 29. Oktober 1996 ab dem Tag
nach Beendigung der ArbeitsunfÃ¤higkeit, dem 11. November 1997, fÃ¼r sich
betrachtet einen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Verletztenrente, weil die aus den
jeweiligen ArbeitsunfÃ¤llen resultierende MdE jeweils unter 20 v.H. liegt.

Insoweit folgt das Gericht den schlÃ¼ssigen, in sich widerspruchsfreien und gut
begrÃ¼ndeten Gutachten des Herrn PD Dr. H. sowie des Herrn Dr. Schm â�¦

Hinsichtlich der Folgen des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987 stellen beide bei
ihren Untersuchungen als funktionsbeeintrÃ¤chtigend nur noch eine hÃ¤lftig
eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit der Zehen rechts fest. Weder die im zweiten
Rentengutachten vom 22. August 1989 festgestellte Druckschmerzhaftigkeit, noch
die Muskelminderung am rechten Bein und Schwellneigung konnten noch
nachgewiesen werden. Sowohl Dr. H. als auch Dr. Schm. halten insoweit einen
Besserungsnachweis fÃ¼r gefÃ¼hrt. Eine hÃ¤lftig eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit
der Zehen rechts bringt jedoch praktisch keine FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit
sich, so dass die eingeschÃ¤tzte MdE in HÃ¶he von weniger als 10 v.H. ab dem Tag
der Untersuchung durch Herrn PD Dr. H. am 22. September 1998 schlÃ¼ssig ist.

Dieser Zustand lag jedoch auch zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt bereits vor. Dr.
Schm. hat in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 25. Januar 2000 seine
ursprÃ¼ngliche Angabe im Gutachten, wonach die MdE vom 01. November 1989 bis
22. September 1989 10 v.H. betrage, dahingehend korrigiert, dass dies heiÃ�en
mÃ¼sse "unter 20 v.H.". Nach Ã�berzeugung des Gerichts besteht dieser Zustand
zumindest seit Ende 1995/Anfang 1996. Dies ergibt sich aus den entsprechenden
Befundberichten des Herrn Dr. Br., der erstmals nach 6 Jahren eine Vorstellung des
KlÃ¤gers wegen Schwellung im Bereich des VorfuÃ�es im Bereich des zweiten
Metatorsal-Phalangia-Gelenks mit GelenkspaltverschmÃ¤lerung im Sinne einer
posttraumatischen Arthrose, einer wurstfÃ¶rmigen Schwellung der zweiten Zehe
und Druckschmerzhaftigkeit im Zehen- und VorfuÃ�bereich beschreibt.

Insoweit hat Herr M.-C. mit beratungsÃ¤rztlicher Stellungnahme vom 24. April 1996
nachvollziehbar darauf hingewiesen, dass dieser Zustand nicht wesentlich
ursÃ¤chlich auf die Folgen des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kann. Der Bruch des ersten MittelfuÃ�knochens war zu
diesem Zeitpunkt bereits ausgeheilt. Schon vor dem Unfall bestanden nach
Ã¼bereinstimmenden Feststellungen der behandelnden Ã�rzte und der Gutachter
eine FuÃ�fehlform, insbesondere in Gestalt eines SpreizfuÃ�es mit Hammerzehen.
Herr M.-C. weist daraufhin, dass die ZerstÃ¶rung im Grundgelenk der zweiten Zehe
bei einem SpreizfuÃ� eine typische Folge darstelle. Wenn jedoch die Beschwerden
auf eine Arthrose des zweiten MittelfuÃ�knochens zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden,
kÃ¶nnen diese in keinen Zusammenhang mit den Folgen des Bruchs am ersten
MittelfuÃ�knochen gebracht werden, sondern allein mit der unfallunabhÃ¤ngigen
FuÃ�fehlform des KlÃ¤gers.
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Damit steht fÃ¼r das Gericht fest, dass spÃ¤testens seit Ende 1995/1996,
wahrscheinlich seit Ende 1989, keine messbare MdE wegen der Folgen des Unfalls
vom 10. Dezember 1987 mehr bestand.

Dieser Zustand besteht bis heute fort. Dies ergibt sich aus der ergÃ¤nzenden
Stellungnahme des Herrn Dr. Schm. vom 12. Februar 2002, der unter Auswertung
beigezogener aktueller Befunde nachvollziehbar einschÃ¤tzt, dass sich gegenÃ¼ber
den bei der Begutachtung 1998 und 1999 erhobenen Befunden keine Ã�nderung
ergeben habe.

Auch Dr. P. und Herr T. stellten in ihrem ersten Rentengutachten vom 17. MÃ¤rz
1998 fest, dass die zum Zeitpunkt der Entziehung der vorlÃ¤ufigen Rente
verbliebene Schwellneigung nicht mehr bestehe. Die von ihnen bei "groÃ�zÃ¼giger
Bewertung" weiterhin angemessene MdE in HÃ¶he von 10 v.H. wegen einer
teilbedingten Verschlimmerung des vorbestehenden Senk-SpreizfuÃ�es mit
Verschlimmerung der Zehenhebung bei verbleibenden Beugekontrakturen und
Hammerzehenentwicklung ist fÃ¼r das Gericht jedoch nicht nachvollziehbar, weil
ein solcher Zusammenhang nicht wahrscheinlich zu machen ist, worauf Herr M.-C.
in seiner beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 03. April 1998 zu Recht
hingewiesen hat. Bereits Ende der 80er Jahre wurden unfallunabhÃ¤ngig Senk-,
Spreiz- und KnickfÃ¼Ã�e beim KlÃ¤ger festgestellt, so dass die noch bestehenden
Beschwerden allein wesentlich ursÃ¤chlich auf die dadurch bedingten statischen
Probleme zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind.

Hinsichtlich der Folgen des Arbeitsunfalls vom 29. Oktober 1996 bestand zu keinem
Zeitpunkt nach Beendigung der ArbeitsunfÃ¤higkeit mit dem 10. November 1997
eine MdE in HÃ¶he von mindestens 20 v.H.

Die zunÃ¤chst noch feststellbare BewegungseinschrÃ¤nkung im linkeren oberen
und unteren Sprunggelenk mit Teileinsteifung des linken unteren Sprunggelenks
bedingten eine MdE in HÃ¶he von 10 v.H. nach der Ã¼berzeugenden EinschÃ¤tzung
des Herrn PD Dr. H. sowie des Herrn Dr. Schm. und auch des Herrn Dr. P. und Herrn
T â�¦ Diese EinschÃ¤tzung erscheint angemessen, wenn man sich die nach den
einschlÃ¤gigen MdE-Tabellen bei einer vÃ¶lligen Versteifung des unteren
Sprunggelenks angemessene MdE in HÃ¶he von 10 bis 20 v.H. (vgl. u.a.
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 6. Aufl., 1998,
Abschnitt 8.12.8) vor Augen hÃ¤lt, die eine stÃ¤rkere FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
mit sich bringt als die ursprÃ¼nglich beim KlÃ¤ger feststellbaren Unfallfolgen.

Diese EinschrÃ¤nkungen bezÃ¼glich des linkeren unteren Sprunggelenks waren
jedoch seit der Begutachtung durch Herrn Dr. H. am 22. September 1998 nicht
mehr nachweisbar, so dass die dann noch feststellbaren wesentlichen Unfallfolgen
in Gestalt einer Versteifung in den Gelenken des zweiten und dritten
Metatarsotarsalgelenks sowie reizloser Narbenbildung an der Streckseite des linken
FuÃ�rÃ¼ckens funktionell ohne Bedeutung sind und daher keine messbare MdE
mehr bedingen. Bei erstmals von Dr. H. festgestellter beidseits regelrechter und
krÃ¤ftiger FuÃ�sohlenbeschwielung sowie im wesentlichen seitengleich
ausgeprÃ¤gter Beinmuskulatur sind keine objektiven Befunde feststellbar, die fÃ¼r
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eine Schonung des linken Beins sprechen.

Aus formalen GrÃ¼nden besteht jedoch der tenorierte Anspruch auf GewÃ¤hrung
einer sogenannten StÃ¼tzrente.

Mit Bescheid vom 27. September 1989 hatte die Beklagte die bis dahin gewÃ¤hrte
Verletztenrente wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987 mit
Ablauf des Monats Oktober 1989 entzogen und die GewÃ¤hrung einer Dauerrente
abgelehnt.

Unter der Ã�berschrift "BegrÃ¼ndung" wurden u.a. die noch bestehenden
Unfallfolgen im einzelnen bezeichnet sowie ausgefÃ¼hrt, dass die
Erwerbsminderung zur Zeit 10 v.H. der Vollrente betrage.

Nach Ã�berzeugung des Gerichts nehmen die in diesem bestandskrÃ¤ftig
gewordenen Bescheid bezeichneten Unfallfolgen an der materiellen Rechtskraft teil
und gelten daher als Folgen des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987 bis Ende
Mai 1998, weil erst mit Bescheid vom 6. Mai 1998 eine anderweitige Bezeichnung
der Unfallfolgen vorgenommen wurde, nÃ¤mlich dahingehend, dass nunmehr nur
noch eine eingeschrÃ¤nkte Beweglichkeit der Zehen vorliege.

Nach Â§ 77 SGG ist ein Verwaltungsakt fÃ¼r die Beteiligten in der Sache bindend,
soweit durch Gesetz nichts anderes bestimmt ist, wenn der gegen ihn gegebene
Rechtsbehelf nicht oder erfolglos eingelegt wird.

Die Bindung eines bestandskrÃ¤ftigen Verwaltungsaktes tritt grundsÃ¤tzlich nur
bezÃ¼glich des Entscheidungssatzes ein, nicht jedoch wegen der GrÃ¼nde, die
aber unter UmstÃ¤nden zur Auslegung herangezogen werden mÃ¼ssen (vgl. Meyer-
Ladewig, SGG, 7. Aufl. 2002, Â§ 77 Rz. 5b) m.w.N.). Tragende GrÃ¼nde sind in der
Regel nur von der Bindung erfasst, soweit sie zu dem Entscheidungssatz gefÃ¼hrt
haben, aber nicht selbststÃ¤ndig und losgelÃ¶st davon, also nicht fÃ¼r andere
AnsprÃ¼che, wobei davon ausgegangen werden muss, dass der
VersicherungstrÃ¤ger einen umfassenden Bescheid Ã¼ber alle aufgrund des
Sachverhalts infrage kommenden AnsprÃ¼che erteilt hat (vgl. Meyer-Ladewig,
a.a.O. Rz. 5c).

BindungsfÃ¤hig sind feststellende Aussagen im Leistungsbescheid, die Grundlage
weiterer AnsprÃ¼che bilden, wenn der im Verwaltungsakt zum Ausdruck
kommende Wille der Verwaltung soweit geht (vgl. Meyer-Ladewig, a.a.O. Rz. 5d).
Bei einem Verletztenrentenbescheid gehÃ¶rt in der Regel zum VerfÃ¼gungssatz
neben der Feststellung des Jahresarbeitsverdienstes auch die Entscheidung Ã¼ber
das Vorliegen eines Arbeitsunfalls. Die Abgrenzung im einzelnen ist schwierig, weil
ein Verwaltungsakt in der Regel nicht streng zwischen VerfÃ¼gungssatz und
BegrÃ¼ndung trennt. Die BegrÃ¼ndung muss Ã¼berprÃ¼ft werden, ob sie eine
fÃ¼r einen Verwaltungsakt typische Regelung trifft (vgl. Meyer-Ladewig a.a.O. Rz.
5e). Dies gilt jedoch nicht fÃ¼r die HÃ¶he der MdE unter einem
rentenberechtigenden Grad. Bei Ablehnung einer Verletztenrente nehmen
Jahresarbeitsverdienst und MdE nicht an der Bindungswirkung teil (vgl. Meyer-
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Ladewig, a.a.O. Rz. 5f) m.w.N.).

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze ist entgegen der Ansicht der
Beklagten die Bezeichnung der Unfallfolgen im Bescheid vom 27. September 1989
Bestandteil des VerfÃ¼gungssatzes, wenn auch nicht die Feststellung der MdE in
HÃ¶he von 10 v.H. Der Beklagten ist zwar insoweit Recht zu geben als ein Bescheid
mit versagenden VerfÃ¼gungssÃ¤tzen kein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung i.S.d.
Â§ 48 Abs. 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) darstellt. Der
VerfÃ¼gungssatz hinsichtlich der Bezeichnung der Unfallfolgen stellt jedoch gerade
keinen solchen versagenden VerfÃ¼gungssatz dar. Hiermit wird vielmehr ein auch
im Wege der Feststellungsklage gesondert geltend zu machender
Feststellungsanspruch erfÃ¼llt (vgl. Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG).

Wollte man mit der Beklagten der Feststellung der Unfallfolgen im Bescheid vom
27. September 1989 die QualitÃ¤t eines VerfÃ¼gungssatzes absprechen, wÃ¤re ein
Versicherter â�� hier der KlÃ¤ger â�� entweder deshalb in einer vom Gesetz nicht
vorgesehenen schlechten Rechtsposition, weil er sich bei einer spÃ¤teren
Neufeststellung zu seinen Gunsten oder auch zu seinen Ungunsten nicht auf die
Bestandskraft einer bereits erfolgten Feststellung von Unfallfolgen beziehen
kÃ¶nnte. Es gÃ¤be fÃ¼r ihn insoweit keinerlei Rechtssicherheit. Ein
VersicherungstrÃ¤ger kÃ¶nnte dann jederzeit z.B. durch eine FehleinschÃ¤tzung
aufgenommene Unfallfolgen nicht mehr berÃ¼cksichtigen wollen, was jedoch der
grundsÃ¤tzlichen Bestandskraft der Verwaltungsakte nach Â§ 77 SGG
entgegenstÃ¼nde. Diese soll vielmehr nur in den gesetzlichen FÃ¤llen der Â§Â§ 44
ff. SGB X durchbrochen werden kÃ¶nnen. Eine ursprÃ¼nglich falsche Bezeichnung
der Unfallfolgen wÃ¤re danach zu Ungunsten des KlÃ¤gers nur nach Â§ 45 SGB X zu
korrigieren. Eine wesentliche Ã�nderung wÃ¤re im Rahmen eines formellen
Bescheides nach Â§ 48 SGB X festzustellen.

Wenn man jedoch die Feststellung der Unfallfolgen nur in dem die Rente
entziehenden und im weiteren versagenden Bescheid vom 27. September 1989
nicht als Bestandteil eines VerfÃ¼gungssatzes, der der Bestandskraft fÃ¤hig ist,
ansehen wollte, mÃ¼Ã�te man konsequenterweise die in dem frÃ¼heren Bescheid
betreffend den Arbeitsunfall vom 10. Dezember 1987 vom 19. April 1989
festgestellten Unfallfolgen einer weiteren Bewertung im Wege der Ã�berprÃ¼fung
zugrunde legen, was jedoch angesichts des Bescheides vom 27. September 1989
keine Rechtsgrundlage mehr hÃ¤tte und im Ã¼brigen auch nicht sachgerecht
wÃ¤re.

Wenn man jedoch die Feststellung der Unfallfolgen im Bescheid vom 27. September
1989 als bestandskrÃ¤ftig gewordenen VerfÃ¼gungssatz ansieht, mÃ¼ssen diese
Unfallfolgen bis Ende Mai 1998 als feststehend zugrunde gelegt werden, weil erst
mit Bescheid vom 06. Mai 1998 im Zusammenhang der Ablehnung eines Anspruchs
auf Rente und Feststellung einer nicht mehr messbaren MdE mit den dann nur noch
verbliebenen Unfallfolgen der bezÃ¼glich der Unfallfolgen bestandskrÃ¤ftige
Bescheid mit Dauerwirkung vom 27. September 1989 konkludent nach Â§ 48 SGB X
â�� und materiell gerechtfertigt, wie oben bereits ausgefÃ¼hrt â�� insoweit
abgeÃ¤ndert worden ist.
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Der Beklagten ist zwar, wie bereits ausgefÃ¼hrt, insoweit Recht zu geben, als die
Feststellung einer MdE in HÃ¶he von 10 v.H. im Bescheid vom 27. September 1989
keinen an der Bestandskraft teilnehmenden VerfÃ¼gungssatz darstellt. Diese
EinschÃ¤tzung der MdE in Ã�bereinstimmung mit den insoweit schlÃ¼ssigen und
gut nachvollziehbaren Rentengutachten der Ã�rzte Dr. Z., Dr. L., Dr. P. und B. vom
25. August 1988, 30. Dezember 1988 und 22. August 1989 rechtfertigen jedoch
tatsÃ¤chlich eine MdE in HÃ¶he von 10 v.H., so dass wegen der rechtlichen Fiktion
des Vorliegens der mit Bescheid vom 27Â¨September 1989 festgestellten
Unfallfolgen bis einschlieÃ�lich 31. Mai 1998 bis zu diesem Zeitpunkt auch eine MdE
in HÃ¶he von 10 v.H. bezÃ¼glich der Folgen des Unfalls vom 10. Dezember 1987
zugrunde zu legen ist.

Damit besteht jedoch nach Â§ 581 Abs. 3 RVO ein Anspruch auf GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 10. Dezember 1987 nach
einer MdE in HÃ¶he von 10 v.H. ab dem Tag des zweiten Arbeitsunfalls am 29.
Oktober 1996, weil dieser eine MdE von wenigstens 10 v.H. Ã¼ber die 26. Woche
hinaus hinterlassen hat (vgl. Bereiter-Hahn/Mehrtens, Gesetzliche
Unfallversicherung, Loseblattkommentar, Â§ 56 SGB VII Rz. 7.2 m.w.N.).

Oben wurde bereits festgestellt, dass die Folgen des Unfalls vom 29. Oktober 1996
bis einschlieÃ�lich 22. September 1998, dem Tag der Begutachtung durch Dr. H.,
eine MdE in HÃ¶he von 10 v.H. ab dem Tag nach Beendigung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit am 10. November 1997 bedingen.

Aus diesem Grund besteht auch wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 29.
Oktober 1996 ein Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Verletztenrente nach einer MdE
in HÃ¶he von 10 v.H. â�� und zwar beginnend mit dem Tag nach Beendigung der
Zahlung des Verletztengeldes (vgl. Bereiter-Hahn/Mehrtens, a.a.O.), also beginnend
mit dem 11. November 1997.

Die AnsprÃ¼che auf beide Renten enden mit Ablauf des Monats Mai 1998, weil nach
diesem Zeitpunkt bezÃ¼glich der Folgen des Unfalls vom 10. Dezember 1987
aufgrund des Bescheides vom 05. Mai 1998 nicht mehr von Unfallfolgen
ausgegangen werden kann, die eine messbare MdE bedingen, so dass auch
bezÃ¼glich des Unfalls vom 29. Oktober 1996 Ã¼ber diesen Zeitpunkt hinaus kein
sogenannter StÃ¼tzrentenanspruch mehr besteht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 30.10.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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